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telfristigen Bıldungs- und Ausbil- Als problematisch erwelst sıch dies — ber und Miıtglıed derselben Partel,
dungspolıtık, sondern elınes NUT lang- ohl für INn Israel lebende WI1€e VOT fand eıiınen anderen Ausweg 1in der
fristig möglıchen Mentaliıtatswandels. allem nach Israel einwandernde Juden Zwangslage: Ausweise enthalten 11U11-

Um mehr wundert eınen, da{ß das Wer VO  —_ ihnen be] einem nıcht ortho- mehr anstelle der Unterschriuft des Ia
tehlgeleıitete Bıldungsprestige gleich- doxen Rabbiner konvertiert, galt In nenmiınısters den Hınweıs, daß der
sa als höherwertiges Schicksal hın- den Augen des orthodoxen Obersten Bezeichnung der Religionszugehörig-
SC  n wırd und nıemand den Rabbinats In Israel nıcht 1m Vollsinn keıt keine uneingeschränkte Gültig-
Mut aufbringt, den Weg aus der fal- als Jude Damıt wırd ihm die Eıntra- keit zukomme. BeIl Heıratswilligen
schen Bewältigung der einst diagnosti- SUunNns 1INs Jüdısche Zivilstandsregister zwırd INa  ; also die Religionszuge-
zierten Bıldungskatastrophe durch verweıgert ohne diese Eıntragung hörigkeit auf andere Weıse überprü-
ıne dezidierte Aufwertung berutsbe- aber 1STt keine Heırat VOT einem ortho- fen als durch den Personalausweis.
ZOgENEr Bıldung welsen. Braucht doxen Rabbiner möglıch (und 1U  —_ Solche kasuıistischen TIricks werden
eınen Pıcht verkehrt? An der eıt 1St befugt, iıne Trauung vorzuneh- ihren Urhebern iıne ZEWI1SSE Frıist des
wär’s. ÜberlebensINCN, iıne Befugnis, dıe übriıgens ıIn polıtıschen gewähren,

dem Urteil des Obersten Gerichts WIe- wiıirklich gelöst 1STt mIiıt ihnen wen1g.
eıtere Gerichtsverfahren sındderum bestätigt wurde; iıne zıvıle,

standesamtlıche Eheschließung kennt wahrscheinlichsten. Die relıg1ösen
der Staat Israel nıcht), auch keine Parteıen werden mıt ihrem Verlangen
Scheidung, keine Bestattung auf nach Verschärfung der Bestimmungen
einem relıgz1ösen Friedhof. kaum locker lassen, auch WECNN S1e auf

die gegenwärtige große Koalıtion VO  aWer ıst Jude ® Erhebliche Konsequenzen würde
auch haben, WECNN dıe relıg1ösen Par- Likud und Arbeıiterparte! 1U  — begrenz-

Fıne Religionsdebatte ın Israel ten Einfluß habentelen In der Knesset mIt ihrer alten
Der Oberste Gerichtshof des Staates Forderung durchkämen, das „Rück- Langfristig harrt die viel weıtreichen-

dere Frage eıner Lösung, ob bzw wIe-Israel hat sıch mıt eiınem Urteıl wıeder kehrgesetz“ aus dem Jahre 1950 nach
eiınmal auf eın Gelände vorgewagt, das weIılt Israel sıch nıcht auf den Wegdem jeder Jude, immer sıch autf- einem säkularen, relig1ösen Gemeıln-den vermıntesten des Landes g- hält, das automatısche Recht besitzt,
hört: das Verhältnis VO Staat un Re- schaften, auch der eiıgenen Jüd1-Bürger des Staates Israel werden schen, gegenüber grundsätzlıch LECU-lıg10n. Es geht iıne der äaltesten ın ihrem Sınne verschärfen: tralen Staat machen mu Solange dasFragen des Judentums und zugleıch würde dann nıcht mehr ausreichen, Land das nackte Überlebeniıne der umstrıttensten der israelı- VO  - einer jüdıschen Mutltter geboren

worden oder auf welche Weıse auch kämpfte, Lrat diese Frage verständlı-schen Politıik: Wer 1St Jude? Damıt cherweise in den Hıntergrund. Manhängt dıe Frage Wer dart ımmer ZU Judentum übergetreten muÄfßte möglichst alle gerade auch diebeglaubigen, daß jemand Zu Juden- se1n, sondern der Überrtritt müfßte
u  3 übergetreten st? bzw Wessen estimmten, näher qualifizierten der Staatsgründung schon 4US relıg1-

Osen Gründen reservlert gegenüber-Beglaubigung oilt? ach der Entschei- Bedingungen vollzogen worden se1n. stehenden orthodoxen Kreıse mI1t-dung des Obersten Gerichts VO Wıe sehr das Jüngste Religionsurteıil einbınden. In dem Ma{file aber, WI1€e der24. Julı sınd nıcht mehr 1U  —_- solche des Obersten Gerichtshofes den abı-Übertritte ZU Judentum staatlıcher- Außendruck nachläßt, wırd die Frage
len „STAatus “  quo , das weltlich-relig1öse nach dem jüdischen Charakter des Staa-seIts anzuerkennen, die durch ortho-

fes Israel immer schwerer abweısbardoxe Rabbiner VOISCHOINIMNCN werden. Gleichgewicht 1n Israel tangıert, Zze1S-
en politische Reaktionen: Wiıeder eIN- werden. Der Streıit das Jüngste (Ge-

Zum Hıntergrund dieses Streıtes g- mal stand der Innenminıster, tradıtiıo- richtsurteil zeıgt jedenfalls ETrNECUL, da{fß
hört das leidige Mischehenproblem, nell eın Mitglied eıner relıg1ösen Par- die Posıtion der Orthodoxen nıcht 11UTr

dem die verschiedenen Strömungen tel, VOT dem Dılemma, zwiıischen se1- gegenüber den 1mM Land ebenden Al ada-

innerhalb des Judentums sehr nNnier- Ne  — eıgenen relıg1ösen Überzeugun- ıschen Moslems und Christen Pro-
schiedliche Haltungen einnehmen. Be1 SCH und der Staatsräson wählen bleme aufwirtt, sondern auch für Ju-
ihrer Auslegung und AÄAnwen- mussen. Vor Jahren hatte der damalıge den Henryk Broder tormulierte (ın
dung der halachıschen Konvers1ions- Innenminıiıster Yıtzhak Peretz, Mitglıed Semiuit, März/Aprıl 11989 20) „1S-
bestimmungen geht den Orthodo- der orlentalisc orthodoxen Schas- rael 1STt das einzıge Land der 5Sos
ACN, die obendrein IN Zıivilstandsange- Parteı, In ähnlıchem Zusammenhang freien Welt, 1n dem für Juden keine
legenheiten In Israel eın „Monopol” befürwortet, die Eıntragung der Na- völlıge Religionstfreiheit o1bt  * Daiß
besitzen, 4U S iıhrer Sıcht darum sıcher- tionalıtät 1m Personalausweis die Re- dies sıch aber nıcht VO  Z heute auf 1L1OT-

zustellen, da{ß derjenige, der 1Ns Ju- lıg1onszugehörigheıt oalt 1ın Israel als SCH ändert, dafür werden unabhängig
dentum aufgenommen werden will, iıne solche wegzulassen, WECNN schon davon, wWer ın Israel reglert, weıter dıe
dıes auch tatsächlich aus Überzeugung iıhrer Gültigkeıt 7Zweıtel bestünden. Orthodoxen SOTrg«cCN. Deren Gewicht
LUuUt un: nıcht NUr, einen jüdıschen DPeretz mußte darauthin zurücktreten. hat In den etzten Jahren ohnehin noch
Ehepartner heiraten können. Arıe Der, der gegenwärtige Amtsınha- nLdeutlich ZUSECNOMMEN.


